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sinnlicher Teil-
A. Bekanntmachungeu

B er lsi n, den 26. Juni 1922.

Verordnung zum Schutze der Listen-sein
Auf Grund des Artikel 48 der Verfassung des Deutsch-en

Reichs wird zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung für das Reichisgebiet folgendes verordnet:

I. Verbotene Vereinigungen

Versammlungen Asufziüge und Kundgebungen können ver-
boten werden, wenn die Besorgnis begründet ist, daß in. ihnen
Erörterungen stattfinden, die zur gesetzwsidrigen Beseitigung der
republikaiiifehen Staats-form oder zu Gewalttat-en gegen Mit-

. . . . « . » .. b . .

gilt-eider der jetzigen oder ein-er früheren republikanischen Regie-
rung des Reich-s, sosder eine-s Lande-s aufreizen, solch-e Handlungen
billigen, oder verherrlichen oder die repnbslikauischen Einrichtun-
gen die-s Staats in einer den« inneren Frieden des- Staates ge-
fäihrdenden Weise verächtlich machen.

Vereine und Vereiiiigungem die Bestrebung-en dieser Art
verfolgen, kösniieu verboten und ausgelöst werden.

s- 2
Ziistsäudig für Maßnahmen nach § 1 sind die Landes·zientra;l-

behörden- oder Die von ihnen bestimmten Stellen
Der Reichtsminisster des Innern kann idsie Laudeszentralsbe-

hörden um« die Anordnung einer solchen Maßnahme ersnchen
Glanbt die Lan desszentraslsbsehörsde eine-m solchen Ersuchen nicht
entsprechen zin können, so teilt sie dies spätestens- ani zweiten
Tage nach Emipfasng des- Ersuchentssi dem Rseichssminister des Jn-
nern mit sunsd ruft lgleichzeitig die Entscheidung dies im Abschnitt
III vorgesehenen Staatsgerichthofes zum Schutze der Repusblik
an. Entscheidet dieser für die Anordnung, so hat die Landes--
zenstsratlbehörde die erforderlsich«ens3Maß-na-hmen sofort zui treffen-.

Gegen eine Anordnung nach § 1 ist binnen zwei Wochen
tvionis Tage . hier »Z«i·.i«stellsuug» oder Verösfentlichnng abf die Be-
schwerde zsulsasssig; sie hat keine aufschiesbende Wirkung Die Be-
schwerde ist bei »der Lasndeszentralbsehbrde einzumischen-. Diese
kann ihr, asusßesr im Falle des § 2, Absatz 2, ahheifen; and-erns-
sasllss hat sie die Beschwerde unverzüglich deui Staatssgesrichtshof
zum- Sichutze der Repsuibiliik zur Entscheidung vorzulegen

4
Wert nach § 1 verbotene Vernimm-linkgen-, Anfzüge oder

Kuiildgeshuingen veranstaltet oder in solchen als Redner auftritt,
wird mit Gefängnis von idrieis Monaten bis zu fünf Jahren be-
straft, neben demi auf Geldstrafe- bis zu 500 000 Mark. erkannt
werden kann

II. Strafbestimmungen Szu5m Schutze der Repiiblik.

« Mit Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren-,
neben dein asuif Geldstrafe bis zu 500 000 Mark erkannt werden
k»ann, wird, soweit nicht andere Vorschriften eine schwerere
Strafe androhen bestraft: .

1. wer offeiiitlsichi Gewalt-taten gegen die repubsliksanische Staats--
form oder gegen Mitglieder der jetzigen oder einer früheren
respublikanischen Regierung des Reiches oder eine-s Landes«
verherrlicht oder billigt, ioder wer solche Gewalttat-en be-
lohnt oder begünstigt; .
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des Bauhaus.
wer zu Gewalttat-en gegen Mitglieder der jetzigen oder ein-er
früheren reipubilikanischsen Regierung-des Reiches oder eines

Landes auffordert, aufwiegelt oder solche Gewalttaten mit

einem ander-en verabredet ; . »
. wer die Mitglieder der jetzigen oder einersrusheren repuihlii-
kauisschen Regierung des Reiches oder seines Landes ver-

leumdet oder öffentlich bseschiinspfsy »
4. wer öffentlich die repusblikani ehe Staats-form oder die

Reich-s- oder Landesfarben beschimpft; «
. wer an einer Verbindung der im § 128»und im-: § 129

des Strafgesetzsbiuches bezeichneten Artteilnimmt, wenn- die
Verbindung den Zweck hat, idie repubilsikcinischse Staats-form
zu untergraben

III. Staatsgerichtshof zum Schutze der Repiiblik.
§ 6. » « . «

Bei dein Reischsgesrichte wird ein Staatsigerichitsshof zum
Schutze der Riepnblik errichtet. «

Der Gerichtshof entscheidet in einer Besetzung «»vo-n sie-ben-
Mitglied-ern Die Mitglieder werden vom Riesiclesspr-asidenstsen er-
nannt; drei von ihnen sind Mitglied-er dies Reichs·sig·ericht.s, die
übrig-en vier Mitglieder brauchen nicht die Fahigkeit zum
Richtermnte ,zu haben Für die ordentlichen Mitglieder find
Stellvertreter zu ernennen. Die notwendigen sergasnzenden An-
ordnungen trifft der Reichssmiinisster der Justiz-.

· Anklage-behörde ist die Resichssanwaltsschaft Der § 147
Absi. 2 und der § 153 des Gerichtssverfassungsgesetzses gelten ent-
sprechend .

Auf dass Verfahren- finden die Vorschriften iiber dass Ver-
fahren vor den Sstra.fka:nisni-erns entsprechende Anwendung» Der
IJieichsuiinister der Justiz kann besondere Vorschriften- erlassen

2.

§ 7.
Der Staats-genchtsshof ist zuständig: -

«1. für (-83ewailt.taten gegen die 'r-epu-b«lita-usifche Staatsform des
blieiches oder gegen Mitglieder der jetzigen oder einer frü- «
huren respublikasnischen Regierung des Reiches oder eines
Landes; - -

2. für die nach § 5 dies-er Verordnung strafbasren Vergehen -
Die Anklage-behörde kann eine Untersuschiina an die örtlich

zuständige Staatssasnwasltschast abgeben-; der S-tiiiaxtssg-erichstsshosf
kann eine bei ihm anhängig gewordene Untersuchung auf An-
trag der Anklagebehörde zum ordentlichen Verfahren verweisen.

Diese Vorschriften sind auch anzuwenden auf die vor dem
Inkrafttreten dieser Verordnung begangenens strafbaren Hand-
lungen Ist in der Sache bereit-s ein Urteil ergangen, gegen
das die Revision zusliässig ist, so entscheiden übe-r die Revision-
die ordentlichen Gerichte-. '

IV. Befehlagnahsme und Verbot von Druekfchriften
§ 8.

Die Vorschriften des Gesetzes über die Presse vom 7. Mai
1874 über die Beschlagnahmse viosn Drusckschriften (§§ 23 ff. des
Gesetzes-) finden anch auf die im« § 5 dieser Verordnung- bezeich-
neten Ver-gehen mit der Maßgabe Anwendung daß gegen den
Beschluß des Gerichts-, Ider die viorlsänfige Beschlagnathme auf-
"hebt, die sofortige Beschwerde statt-findet und die Beschwerde
aufschiebiende Wirkung hat. .
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§ 9.
- Wird eine Vesichlagnahme einer periodisch-en Druelschrift

durch dass zuständige Gericht angeordnet oder bestätigt, so _ kann
die Drugekschrift bis auf die Dauer von vier Wochen verboten
werden. Auf die stiindigksesit und der-s Verfahren finden die
Vorschriften der §§ 2 nnd 3 eriziendung

b · .
Wer eine noch § 9 verboten-e periodische Druckschrsift herr-

un-sigi"bt., ·verle-gst, druckt oder verbreitet-, wird mit Gefängnis
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft, neben dem auf
Geldstrafe bis zu 500 000 Mark erkannt werden kann

V. Schlußbestimmungen
§ 11..

Mitglieder der Regierung des Reiches im Sinne dieser
Verordnung sind der R«eichs7pr·äsident, der Reichskanzler nnd die
Reichsminiister. .

§ 12.
Die Artikel 118, 123, 124 der Resiehisverfassu1:s» werden-, so-

weit sie den Bestimnmngeu dieser Verordnung entz;essen-stehen«
vorübergehend außer Kraft ges-kot.

Sie Verordnung tritt mit der Verkündung- in Kroft.
Der Reichspriifideut.

 

Be r l i n-, den 2i3. Juni .l«-9«22.
_ Vetauntmachung

des Minister-s dies Jusuerns soin 26. Juni 1«9t22 zur Ausführung
der Verorsdsninig des- Reichispriäsidenten zum Schutze der Rselpnsblit

vsosnr 2-6. Juni 1922.
Sie Verorduucmg des Reischisprsiisidenten ist ism Sinne der.

in der Vserhasndlsimg»die-s Reichstag-es vom 25. Jukui 1922 vom
Ilieichsjusstsizmsinister namens der Rieichsregierimg sasbgsesgebeuen
Erklärung zu handhaben ' ·

Jm einzelnen wird folgende-s biestsinrmn
_1.. Aiuszer der Lsandeszenstriaslbehörde sind zu Maßnahmen nach

§ 1 und § 9 der Verordnung die Oberpräsidenten, für den
Bezier der Sstasdtgemeinde Groß-Berlin der Pol i-ze-ipn"isi«d-eu·t
zutstiindig (vgl. § 2 Absatz 1 der Vesrsorsdnnnig). «

2. Sie Olberpräsidenten bzw. der «siosl«izesilpriisident in Berlin
haben alle Vorkehrungen zu treffen-, ldie zu ihrer rechtzeitig-en-
Unterrichtnng über Vers-ammslxugnsgenr Aufzug-e nnd Kund--
gedrungen von Vereinen nnd Verreisnigiungen der im §-1
der- Vsesrordnung bezeichneten Art sowie über gemäß § ‚9
der Verordnung
sind.

3. Von jedem Ver-bot »auf Grund des- § 9 der Verordinmg isst
mir Anzeige zu machen-; soll von seinem Verbots Abstand
gen-Murren werd-en, ‚in bedasrs es meiner (Einwilligung. ,

4. Es ist our-auf hi-nzu«swir«kenz, daß die Beschwerden nach §§ 3
und 9 gleich-zeitig in einem ziwjesisten Stiütli dezm Übermaß:
denten bsz. dem Polizeiprsäfidenten in Verklin, ges-gen- dessen
Versbot sich die Besichlwersde richtet, seiilngereieht werden-. Der-
Oberpriässident bzw. der Poklizeipräsisdent in Berlin hast die-
Besehwerde met fern-er- Stellmsusgnthnise beschleunigt an mich
weisterznleiten

- Der Minister des Innern.
S e ver in g-.

" . Berlin den 26. Juni 1922.
Verordnung iiber das Verbot bestimmter Versnmmlungen

Mist Rücksicht dar-muss daß bei der allgem-einen tiefen Eri-
regung der Bevölkerung die naiehfosligeud genasumten Veranstal-
tungen zu schweren Zwiisehenfällen führen ihn-nen, sverorsdne ich-
auf Grund des- Artiilkesl s 48 der Verstastneg des Deutschen Reiches
zur Wiederhesrlstelliung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
für _ das Reichsgebiet wsass folgt: .

1
Die Lan-deszentoailibehörden werden ersmäschstigh die für den

28. Juni 1922 geeibainten Veranstiailltusnsgen zsur Erörterung der
Annahme des Friedensbertrlages oder damit zusasmsnIsenhiäsngender
Fragen am!) außer den Fiillsen des Artiskells 123 der Resischsvsesr-
fasssung zu verbieten

Dass Gleiche gilt bis ans weiteres für Rieigimentsfeiern und-
gnldexre Vesrsslasmsmlsungen »von Angehörigen ehemaliger Trupp-eng
ers e.

_ Wer sei-ne hier-nach verbostene Versammlung veranstaltet oder
in seine-r soll-then- »als Redner "-am«ft-riitt·, wsirtd imit Gefängsixs von
drei Monaten bis zu fünf Jlahren bestraft, neben dem auf Geld--
strasfe bis zu 500 000 c/lt erbasnnt weiden kann-.

ergehen-de Gerichts-beschslüsses erforderlich

 

s.

Die Artikel 118 und 13 der Reichsvesrsssaisssnng - werden so-
weit sie den Bestimmungen dieser Verordnung entgegen-stehen
r-osrgusbergeshe1ed außer straft gesetzt.

§ 2
Sie Verordnung tritt mit der Vesrriinidnsng in Kraft.
Berl in, den 26s. Juni 1922. —

Der ?)ieiclz-spriisident.

Bebanntmachiung
des Ministers des Innern vom 26. Juni 1922 ans Grund der
Verordnung des Reichspräsidenteu über das Verbot bestimmter

Versammlungen vom 26. Juni 1922.

Alle Resgimenstsifeiesrin und under-e Verfasmsmlungen von An-
gehörigen ehennalliger Treinpenteile werd-en bis auf weiteres ver-
boten-. -

Verboten sterden ferner Die fÜ’1" VVIU 28s Juni 1922 ge=
pianten Ver-anstattnnigen zur Erörterung der Annahme des
Friedensverttrlages und damit ziuxssasmnrenshliingenlder Fragen.

B e r «l7 i n ,» den AS. Juni 1.922.
Der Minister des Innern

Zeveriug

Oe l« s, den 30. Juni 1922. _
Vor-stehende Verordnungen und Besksaimstsmiaehnsnkgens bring-e

ich zur öffentlichen Kenntnis Unter das Verbot fallen auch alle
Veranstaltungen von Kriegersvereinen. Nachstehend lsasse ich die
Artikel 1.18, 123 und 124 der Rieischlstoiesrsoisskunig feigen:

Artikel 118.
Jeder Deutsche hat das Recht, innerhalb« der Schranken

der allgemeinen Gesetze feine Meinung durch Wort, Schrift,
Druck, Bild oder siin sonstige-r Weise frei zu- ‚äußerer. An diesem
Rechte dar-f ihn {ein Arbeits-- oder Anstellnngsverhäsltnis hin-
derns nnd niemand darf ihn «benalchste«sisligen, wenn er von diesem
Rechte Gielbrsaueh macht. _ -

Eine Zensur findet nicht statt, doch können fiüpr Licht-spiele-
durch Gesetz saibkweiicheude Betst-inummngen getroffen werden« Auch
s i nd zsnr Bekämpfung der Schlund- nnd Schenutzllitersaitur sowie
zum Schutze der Jugend bei öffentlichen Sschasnstellsusngen und-
Darbietnngen gesetzliehe Maßnahmen zulässig

Artikel 123.
Alle Deutschen haben das Recht, sieh ohne Anmeldung oder

besondere Esrsliaiusbniis friedlich nnd tin-bewaffnet zu versnimsmesln
Vers-ammlningxens »unter freiem Himmel können durch Reichs-

gesetz oinsnieldepsllichstig geimsaichst »in-nd bei unmittelbarer Gefahr
siiir die öffentliche Siehe-Weilt verboten wer-den.

‑ Artikel 124.
Alle Deut-schen- beben das Recht, zu Z.toeebe1«1i«, die den Straf-

gesetz-en nicht 3mmi'ber’baauifen, Vereine oder Gesellllschlaiften zu
bilden. Dies Recht liasnn nicht durch Vosrsbengiunsgisnmrßiregelns
beschränkt werdens. Für reliiigsiiöfe Vereine nnd Gesellschaften-
gelten dieselben Bestimimiungen
' Der Erwerb der Reschtsfiälhisgkeit steht jedem Ver-ein gemäß
den Vorschriften des bürgerlichen Rechts frei-. Es dar-f einem
Vereine nicht aus dem Grunde versagt werden-, ·daißi. er ein-en
politischen sozialpolitischen oder religiösen Zweck verfolgt.

4fläeiiere Amsssfüihirungslbestimminngsen bleiben vorbehalten
L I 6 ‘1 ———————— « «
J. Nr. W. A. 1032. Oel s, den 30. Juni 1922.

Bekämpfung des Wohnungsmangels
an Abliisnderlnng der Vleckiaknntmia-chunig vom 10. September

1921 (Kre·i«sb-lia-tt Seite 206) betreffend Bekämpfung des Woh-
nuusgsmsasnsgelss wird hier«-mit folgendes angenehmer:

Die Biekiainnstmaichulng vrotm 10. September 1921 (Kreis.sibsllatt
Seite 200) wird hiermit bis zsnm 3s1. Miiriz 1923 verlängert-.

Der Vorsitzende des Kreisausfchsusfes

J. Nr. W. A. 1032. Oel s, den 30. Juni 1922.. «
Wiohnungsmangelverordnung ‑

Jsxk Ergänzung der Verordnung üiber Ellilasßnahmen gegen
den WohIncxsngessmsangel voim 12. Miasi 1.921. (K·reissb"lotit S. 132)
wird hiermit folgendes nugeordnet:

—- 1
Die Verorsdnrmg iülber Mlaßxnalhmen gegen den Wohnungs-

msasngell vorm 12. Mai 192l1 (KIriei-s!bllla«tt Seite 132) wird hiermit
bis zum 31. März 192B verlängert.

2
Sie Ver-ordnung tritt salm 1.«J«ulii 1'922 in Krian

Der Viorsitzcnde des Kreisausschusses. «
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J. Nr. W. A. 1032. Oel s, den 30. Inn-i 1922.
« Mieterschutzverordnung «
In Ergänzung der Verordnungen vom 3. Juli 1919 «b«-zw.

8. Akugust 1'919 wird hiermit folgendes angeordnet:
1

Die Mieterschutzverorsdsnung vom 3. Juli 1‘919 bszw.
8. Anginst 1919 (K«rseissblatt Seite 196) wird hiermit bis zum
OF«o . iiJiii’rg 1923 verlängert

Die Ve«vosrdusu··.u.g tritt asm 1. Juli 1922 in Kraft.
Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

J. Nr. W. A. 1032. Oel s, den 30. Juni 1922.
Räumung von Mietswohnungen

Jn Abänderung der Bietanntmaschung vom 31.. Januar 1'921
(Kreissbllsa-tt Seite 55) betreffend Rsäinmnng von Mietswolhsiistisiigsetis
wiud hier-mit folgende-s angeordnet:

Die Betasnnstnia chiung vosm 21.. lJanuar 1921 (Krei-s-bslsatt
Seite 5«5) wird hiermit bis zum 31. 9 isäirz 1923 verlängert

Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

O eil f», den 26. Juni 1922.
Teueruugdznskhsiisse an Kriegsbeschädigte und Kriege-hinter-

bliebene.
Wiegen der weiteren- Ztunsarhme der Tesuserusng werden- die

bisher an serwerbissiiingsäshige Krieger-witiwieu., Eltern-» Wlasissen und-
enwerbislnnssiähige Schwerbeschtädigten sgezkalhlten Temerungszu-
schüsse, wenn das regelmäßige Einkommen des Tiiienteuempfäm
gcrs ohne die Versorguniggsgsebüthrnissse die jeweilig-en Höchst-
sätze Der Erwerbs-loerunterstützung nicht übersteigt, vervierfakht.
Für Renten-enrpfäingier-, deren Ginkomtneu diese Höchsstsätze um
nicht mehr als die Hälfte übersteigt, werden die Sätze der Teue-
rnngszsuschüsse verdoppelt

Besichiäsdsigte, die ein-e Rente von weniger als- 50 vom
Hundert beziehen (L-eischtbseschädsigte) nnd erwerbssähige Witwen
können auf Antrag vom 1. Juli 1922 sagb ebenfalls Teuernngss-
zuschsüsse erhalten, wenn sie trotz- eisfritgen eigenen Bemühen-s
und trotz der Mitwirkung der Fürsorge-stelle eine regelmäßige
Eriwierbistätigteit nilcht halben ausnehmen können nnd wenn sie
neben der Rsente kein Einkommen (Ding- Arbeit, Kapitalzinsen,
Pensionen nsw.) haben, dsaißs Die jeweiligen Höchstfätze der Er-
werbsloseuunterstützung um nicht mehr als die Hälfte übersteigt.

Es erhalten inoinatlichz
a.) wenn das sonstige Einkommen- (o«huie die Versorgkuingssge-

bührnissse) Die jeweiligen Höchstsiätzse der Erwerbdlosenusntev
stützung nicht übersteigt, Le.ichtbeschsädigte 360 04!
und asuxßersdem wenn sie füir Kinder zsu sorgen ’h-sa«ben, für
jedes Kind einen Zuschuß vosus 1:20 all
Erwerbssiähsige Witwen 920 all
swensn das sonstige Einkommen (oihne Die Versorgusngsssge-
bsiihruissse) die jeweilig-en Höchststätze der Erwerxbsslossenmiter-

,
-
·
.

s
-
V

stiistznng um nicht mehr »als die Hälfte übersteigt, Leicht- .
beschädigte 180 all
nnd «a.-uss3e-rdsesm wenn- sie für Kinde-r zu sorgen hab-eu, stir
jedes Kind einen Zusschussz svion 60 Jl.
Erwerbessfsähcige Witwen 1.«t30 « ff.
Antrsäige vion Giewtährusng von Tesuernnnszuschüsssen sind »als-

bald an die ,,i)l.m·tltiche Fsiirsorigestellie fiüsr K riiesgpssbe«schs·ärdigte und
Hin-terbltisebene kin- Oel «3” einznsrieichen
t1)«ic«l«lsu.-ng zku ermöglichen, sind nuir solche Anträge seinzure«i.cheu,
welschen-ach vorstehenden Anssührusngien berechtigt sind Ziuschsüsse
zu empfangen Anträge vsoin Leuten-, die im Arbeitssvershältusiss
stehen iosder sonstige Bezüge haibsem die erheblich höher sind, als
die Erwserbssloseuunterstützenug halben keine Aussicht san-s Erfolg
und bleiben unbeaniwo-rt-est, wie ütberhaiupt unnötige Anfrasgen
zur Portoerfpsarniss susnbcainitwiortet get-essen werden

Ich ersnche die Ortsssbehörsoen (Herr.sen Gut-s- und Gemeinde-
vorsteher insbesondere) Viosrsteheusdes in ortsüblicher Weise be-
kianntzusgesben nnd etwa dort ein«-gehende Anträge aus Gewäh-
rususg von Teiuerungisszuschüssen allissbpalkd an die Amtlsiche Fürsorge-
stelle sür Kriesgsbeschäldsigte und Hin-teriblsiebeue in Oel s weiter-
zusleiiten

Amtliehe Fürsorgestelle
für Kriegsbesehädigte und Hinterbliebene

D. M. 140. Oe IQ, «den«26. Jsuini 1922.
_ . Erwerbslosenfiirforge.

Zufolge Ministersiiailierlasz vom 31. Mai 1922 —- III B Nr
989 ——- mache ich daraus asusfsmertsaim dasz nach den Bestim-

Um eine schnelle Abs-,

 

musngen über die erevbslosensütrsotrge Personen-, due eine
ständige lagndwsiitutlsschiastlilche Arbeit freiwillig verliassem um in
anderen Erwerbsizweigsen eine höhere- Gntlsohniu.nsg h u suchen-
im Falle späterer Eirwserbslsosisgikeit nicht als- erwerb sj os »in-folgte
des Kriege-s anznselhen sind-, da sie sich-re Erwersbkslsosigskelixt selbst
verschusldet haben-. · »

Die Ortspolizei- nnd Ortsbehörden ersuche isch unt wieder-
holte ortsübliche Bekanntgabe _ \.

L I 44-51. O e l« sz, den 2-6. Juni 1922.
Berwaltungskosten der Erwerbslofenfiirforge.

Der Reich-saebeitsminister. Be rl in im. den 4. Mai- 1922.
X. 3172/22. _

Jn- meinem Rusndschreiben vom- 19. Dezember 192-1 —
111 C 13970/21 habe ich daraus hingewiesen daß ‘Die Kosten Der
Abstempetusng der Erwerbslosenasussweise nicht der Erwerbs-
losensürsorg-e in Rechnung gesetzt werden dürfen-, da- der Abs-
stseiiispelii.ti-g tatsächlich nicht-s ander-es» ist als die Bestätigung-,
dasz dem Erwerb-Glossen Arbeit nicht zugewiesen werd-en kann-.
also eine Ausgabe, die den Arbeitsinaichiweisen ailss solchen eb-
liesgt An dies-er Auffassung meiß ich festhalten, bemerke in-»
dessen ziur Erliäsutemng daß sich meine Entscheidng nur eins-:
die Fälle bezieht, in denen die erwähnte Begrüindumg zutrifft--
Dass werden allerdings- die Regelsätlle sein« Nur- dann wird von
dem Grundsatz meine-s Schreibens- vosm 19. Dezember 1921
a bgsewsichten werden können, wen-n dem Arbeitsnnchiweise duirsch die
Stempelng naichsweistlxisch Mehranslgnben erwachsen, »z. B. »wenn-
in Zeiten gehänfter nnd langsanthaoltender Erwerbslosfigsbeit sur
die Abstempelung besonderes Persosnal sein-gestellt werden musß,
weil die Verhältnisse eine häufige-re Abstempelung sund Meldung
beim Arbeitsnachweiss verklang-en, aslss süir die Zwecke der Arbeit-H-
vermittelnnjg erforderlich wäre. In diesen Fälle-n werden die
ei.usza-ndfre-i nachgewsiesssenen Me««l)·rskiosts-e11-, die idem Arbeits-nach-
wcis dsnrich die Bestätigung der Meldung entstehet-i, alsss Ver-
waltimgssstosten der Erwerbssilsoxsensürsorsgie angesehen werden
können.

Im Austrang
gez. Dr. Syrup.

D. M. 139. O e«ls-, den« 26. Juni 1'922.
Von Vsosrstehendem gebe isch usurter Bezugnahme asusf den im

Kreisssblsatt 1921 —- S. 265 —— sveröfsentlichten Ministerial-e.rbasß
vom 26. September 1921 — Kenntnis.

Oels, den 26. Juni- 1922.
Siedelungsbauten

Die Ortsspolfizsesilbeshrörden werden um Bericht ersucht, welche
useugeschafsfenen Siieidelsumsgen ans bisher sunersschlossenem Gelände
entstanden sind, ohne sdiaßs Fluschtliinien gemäß »dem Vasuislucht-
Linien-Gesetz vom 2. Jiuli 1875 bisher festgesetzt worden sind,
Frist 2 Wochen.

Fehlanzeiige nicht erforderlich

k 1 1451H. « O elssz den 28. Inn-i 1'922.
· Beschaffung von Grenzsteinen für Siedelungsmessnngen
Der Herr- Rsegsieriusnigcssprsisident hat Die Beschafsnngs von

lsirsenzsteisuen sür Ssiedeliungssvermessunsgen asnsgeregt Zu diese-m
Zwecke serssiusche ich die Gemeinden, tin welchen in nächste-r Zeit
eine Vennsessnmg im Aniliegersiedelungsvertsaihinen in Frage
kdunuh usm Flesststsellsnugi ob die Stiedlier Steine durch Ver-
mittlung des Kreises beziehen wollen. Der Kreis würde sich
»als-dann- mit den nötigen Firmen isn VerbinthWg setzen» um
möglichst vorteilhaft sasbszuischlsießenk Fiir eine Gemeinde würden
nach· Schätzmiig mindestens- 100 Stück in Bestellsung zin geben sein.

Die Orts-behörden erskusche ichs, die Interessenten asus Die
Vorteile einer guten Vie-rsteins·u.nsg vosr Augen zu stükhren Diese
sind in der Hauptsache -so·««lsg-e1«i!de: Genaue Punktvermserttung und
Schutz gegen Gsrenlzxvesrdtuntestupmgen Ein gewöhnlich-er Feslsdstein
ist ask-s- Grenzmerbmal nicht erkennbar. Tsreten Zweifel nnd
Mesinungssvsesrsichiiedenheiten aufs, so murßi ein-e erneute Itostspiselsige
Nachmessung erfolgen Bei seinem Gra«nit«- oder ·Z-ement··stei:n
ist dagegen jeder Zweifel asusssgsefchlosssen Die Grenzsteiine wer-
den außerdem auch? noch unter-irdisch durch- Dtrtiiinriohre -v-ermarkt.
Auch dliese sind, full-s nicht am Orte here-its vorhanden-, in
gleicher Anzahl zsn bestellen —

Die Gemeinden hätten sich durch feste Bestellungen zsur
Abnashme der Steine zu verpflichten und ferner aiuich noch für
die Asbsssuhr der Steine von der nächsten Eisenbahnstation biss-
zum Bestimmungsort Sorge zu tragen.

W. 2395.
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_ Etwsaisgen Bestellsusngen sehe ich bis zum 10. Juli entgegen
Felslasnzeige silst nicht erforderlich »

Der Vorsitzende des Kreisausfchusfes

K. V. 22. O e l s, den 20. Juni 11.922.
Höchstpreis für Kartoffeln.

Der Dittisssselmsz ziurs Esvmictstesluing angemessener Kerl-effek-
prseise hat« den Preis

auf 100 »t- pro Ztr. Speisctartoffeln
ab Vserliadestatiou des Erzengers fiiir die Provinz
schtesien nnd Oberschslsesien herabgesetzt

_ Die Ortsbehörden ersuchle ich, vorstehende Preisherabssetznng
in ortsüblicher Weise bekannt zn machen. -

N iede r-

O els—, den 21. Juni 1922.
Festsetzung

des Wertes der Sachsbezsiige nach § 160 der Reichsversicherungs-
ordnung vom 19. Juli 1911 fiir den Kreis Oels mit Wirkung

vom 1. Juli 1922.
1. Werts der freiem Stsastlion einschließt-ich freie-r Wohn«um·.f.

n) für Hansarngestellte i‘n nicht gehobener Meldung-, Ar-
beiter in gewerblichen nnd liandswirtscharftlichen Betrie-
ben, Lehrling-e und Lehsrsntädchen

auf täglich 14 0%
monatlich 4120 s-«
jäxhtiliijch 5040 c//{.

I1) fiir Hausen-gestellte in gehobene-r Stellung rund
für alle üibrisgen männlichen und weiblichen Angestellten
und Gehilfen .

auf täglich 21 all
111onni'lii1cf) 630 c////
jährlieh 7560 all.

Der Wert der freien Wohnung beträgt ein Vierzehntsell
dieser Sijtze

2. Sind zwischen Arbeit-geber und Arbeitnehmer (V-er-biinden)
Tasriifs- oder Prisvaitdertriige abgeschlossen nach denen höher
bewertete 91111119111: nnd Sincdbeziige vorstehend nicht anf-
gesüihrt sind-

Sonstige Nattern-l- sucnd Stachlbezüige die tapriisiverrtragliich
nicht geregelt bizw vorstehend nichts ausgeführt sind (z. B.
Mehl, Bierdeplnstiast, teilweise Vierpsfsleigpung von Anfwartes-
freuen, Wäischierinnen usw) sind nach den ortsüibllsichen
Mittellipreisen anzusetzen-. ·

Das Versicherung-samt

Ansragen polnischer dipslsomatischer und konsularer Bertretungen
An die Polizeiilverwaklttunigen gelangen seit einiger Zeit An-

frasgen polnischem displomaitiiseher und lkiosnsiuilarer Vertretungens
die hin-sichtlich einer Person üsbetr Folgendes Ausstmiifts erbittern

1) Wo hast-te er ——— sise — denl ständigen Wohnsitzam 1. 1.
1908 = Orts, Kreisle _ ..

2) Wo hatte er —- sie —- den ständigen Wohnsitz am 10. 1.
1920 = Olrts), Kreis?

3) Wo hatte er —-— sie —- Den ständigen Wiolyttsitz« in der Zeit-.
vom 1. 1. 1908 bis 10. 1. 1920 = Ort, Kreis-?

4) Wo und watnn iist er —- sise —- - ebossrenlID = Ort, Kreis?
5) Wo hatten die Elltersn den ständigen Wohnsitz znr Zeit
" seine-r ::: silhsreri — Geburts? _—-—— Ort, Kreis-? —-
8) Wo hat-ten die Elstern den ständigen Wlohnsitz in der Zeit

vom 1. 1. 1908 biis 10. 1. 1920? —- Ort, Kreis-? ———-
Diesie Ansraiglen betreffen dass- po-l·«·ni«sch-e Liquidationssvierk

fahren gegen deutsche Rieichssiaingekhöoige. Sie sind unerledisgst
unt-er Hinweis alnf den divlosmasttisschen Weg zuriickzsng·eben».

 

L. I. 4124. Oels-, »den 28. Juni 1‘922.
Optionsasbtominen mit Diinemarb ·

Zwischen Deutschland und Tänemasrsk ist asm 10. « April
1922 zwecks Riesgelsulng Der Idsursch den Ulebserlgasng der Staat-s-
hiohieit isn Noirsdsichilesivitg anif Tänemasrk entstandenen Fragen ein
Viertrlasg abgeschlossen worden, Der. 111. a. asnch ein Ospttions-
abksomnien zsulr Ausslfülhrsnng der Asrtistel 112 und 113 des Vier-
trak kes von Versaiilless vor-sieht Der Vertrag bedarf noch der
Zustimmung des Reichtsrates und des Resischstaiges nnd wir-d
als-dann im Reischsgesetzbllaitt veröffentlicht werden« Der Herr
Minister des Jnnesnn weist jesdochi in sei-wem Esvlasz vom 21. Mtaii
192-2 —- Ssta·. 278 —- schon jetzt nqu einige Bestitnimluingen des
Optionsasbkosmmens hin.

 

 

chh ersuche die Ortspolizei- sit-nd Orts-behörden, derl Oeffent-
lichifeit wiederholt ortssiilbslrich daivon .K««etetittts«is- zu geben nnd das-
raiuf hilnszmvseisem daß rie Bsesstkiimmungen des Ovtsionsablom-
mens im hiesigen Lan-dratsamt« einiges-eben wer-den können.

 

1.11454. O e l sp, den 20. Juni 1922..
Ausliindifkhe Flüchtling-e aus der Tsrheehoslowsakei.
Wie die Pragier Blätter melden, erging dieser Tage aiuf

Grund eines Misnisterinlsbesiehlusses an siisrntgsiiche politisch-en Ve-
hsörden der Tscheehosllowaksei ein Rund-sehneisbeu, laut welschem
alle Flüchtlinge ans Galizien, Pol-en nnd der Bttlotoinias welsche
in Der Zeit vom 1. Alusgnst 1914 bis 28. Oktober ‚1918 ans dass
Gebiet der tschechoslowalkischen Repsuibslit gefllüschitet anfzsnsorldsesrsn
sind, das Gebiet der Rsesmblisk zu vier-lassen; der Termin- zsum Vier--
lassen der Repubslisk könne asllenssfallls bis- 31. August verlängert
werten. Anlaß zu dieser Bestimmung gasb nasche der amtlichen
Erklärung Die Arbeitslosigkeit- in ldie-r Riepeibtlik nnd dainxnx der
Kettenhaudel, der 32umseist von „(85101111-51iia111e'rn” 1111D ,,Pol«en«« be-
trieben wird. ·

Ten Ortsposlizsesisbehördieu gebe ich lhsiertvosn Kenntniss Ida es
nicht aus-geschlossen erscheints daszs Sehtlesien von die-sen Flücht-
ling-en überschwemtut wird. Ueber etwaige Wahr-nehmungen
ersuche ich, mir zu berichten.

O el s, den 23. Juni 1922.
Zulassungskarten der Filmpriifstellen. -

anolge Mii-nisster«inllerlasz dom· 2161 Mlail 192.2 —- II U
980 -——— mach-e ich die OrtspolizeiEbehlötndeti derart-f a-u-f-n-iersksa-mz,
dapß die Zulass-u.nggsskarteu der amtlichen Ftilltnsprsüfpstellen Berlin
nnd V«lsi.inchsen,, die vsersseshentliich nichst mit dem aiutlsiehen Preisge-
steinpel ver-sehen worden sind, in Umsklaiusf befinden -

Jch er«s«uch-e, gegebenen-falls derartige Karten einszugzielhen nnd
der ausstellenden Plriilfumgsstelle zsur Na-c"hlhsosl?usng der- Ver-stem-
Pelnng einzusenden «

L i 4315.

O.-els, den 27. Juni-· 1922.
Aufgehobene Ausweisungsverfiigung -

Der zufolge meiner Verfügung vom 14. Jaimiar 1922
141317 ——— nach dem Samnielllasgesr Cottbsu.ss--Ssielow zwecks Anss-
weisu ng abgeschsobiene polnisehe Staatsasngelhiövige Ludswsig A u -
g 11 st i n iak ist aus« seinen Antrakg vom-« Herr-n- Msinisters des
Innern aslss frei-er Arbeiter entlassen worden.

Mein-e Auswicxisuinlgssverfüsgsnng sviom 14. Jsainsuairs 1922
LI 317 wird diiher arnlfxgeshoben

Oe l s-, den 27. Juni 1922.
- Schultstatistilche Erhebung
Auf Grund ein-er Anforderung der Ochnlainsfsichtssbehsörde

gehen den Sehnlverbänden in dies-en Tagen schsiilstsaxtistische Fliege-
bogen 3-u», die mir in doppelter Ausfertignng, sorgfältig anrege-
füllt und mit den esrsosrdserllischen Unterschriften versehen-» bes-
stimmt bis zum 10. Juli d. Js. eisnznrseiscl).sen sind. Auf genaue
Jnnehaltung der Berichtsfrist mache ich die Schulderbände hier-
mit aufmerksam.

Sollt-en einzelne Schiuilvsersbäsnide bis znm 1. Jnli noch- nicht
im Besitz der erforderlichen Forstnularse sein-, so sind die-selben
umgehen-d bei mir nachzuforderm weill dann anzunehmen ist,

L- 1 4517.

L II 552.

dan dieselben auf dem Postwesge verloren gegangen sind-.
-

Oels, den 29.811111 1922.
Vogelschiutz

Der Vogelschsutzs iist nichit nur sein-e volkstwisrtschasftsliche Maß-
nahme von hervorlvasgender Bedeutung im Hinblick asuf »die Veer
tilguing nngseheuier Mengen sehädllilcher Jnssekten ldiurrsch die
Vögel, er ist auch saius etihsischen und ästhetischen- Gründen drin-
gend erforderlich» inm nnseoe Heim-at nicht noch mehr zian Kul-
turstesppe wer-den zu lassen-» D. h. zu eins-er Liasnsdsehiasftl die ins-
folge Bodenlultur siiiusßsettst artienasrms nnd öde geworden ist.

Daher vor allem Sschmstz »den in unserer Heimat noch vor-
handenen Knltnrsssliichitern ehe es zsu spät iist! Als wart-i.endie.s Bei-
sviel sei des- wetißen Storchser gesdaishlts lldielssens Beistand von-
Jahr zsu Jahr sehr stehtnell axbgnilmimt und dessen Ainsstesrben
kaum noch aufzuhalten sein- mir-D. Abigesehens »von den durch
Gesetz gesehützten Arten müssen die istn Kreise noch vorhanden-eng
seltener-en Arten wie Bilam rieche, Wiedehops nnd Esissvokgeh so-
wie selbstverständlich . sälmtllixche Slinrgiviösgel geschlosnt werden-.

Schutz aiber auch den «schädli«chen« Asrteni So manche Art
von Raiisbvögelnk die friicher Idas Laindschiaiftsslbild ansL enekhm be-
liebte, ist durchs Abschießen dem Aussterben nahe dem, nach-

L I 4269. II.
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dem es zu spät ist, wer-den ,,Sch«ons.prämien« für gewiss-e Art-en
erwogen-. -

Jeder, Der einen solchen Vogel tötet, soll-te sich bewsuth sein-,
daß er sdsamtit zuxr schnellen Verödung Der Heimat beiträge, abge-
sehen davon, daß- er sich strafsbar macht, wen-n es sich nun einen
dsnrch dass Gesetz sgeskchsüitzten Vogel handelt. Der materielle
Schaden-« den diese Arten nneidytent, steht in feinem Verhält-
nis zu dem isdsesillen gebe-Den», Der Der Heimat und der All-ge-
meinheit durch das Abstchsießens zugefügt wird. _

Damm nochmals: S ch n tz a n ch d ein- R a n. b v ö g e l n!
Ein-gehende Anleitsungen .zum praktischen Viogelschsutz können

an dieser- Stelle snischt gegeben werdens nur- einige Punkte seien
kurz mit-geteilt: .

Es gibt nicht-s Schädlichesres sfüsr den Sitnsgtvogelbestand zisn
Garten und Wtailsd als toilidersnde Singen}, Deren Ver-niichtung
dringend geboten ist. «

Unbedimgkt zu unterlassen isst die Les-e voin Kiebitzesierm
zumal dass Feilshalten dieser Eier verboten ist. Der Kiebitz ist
seit Jahren stark iitm Abnehmen besgxrifssem Besonders bedroht
sind durch die Ktultnr die Höhlen-brüten denen natürliche Risi-
gketesgenheiten fehlen Wto es snsischt möglich ist« alte Bäume mit
natiirliiehen Asthöhlen siisr sie stehen an lassen, hänge man künst-
liche Nistkhöhlen nach dem bewährten einem vson Berlepsch-
auf. (Die Höhlen werden mit Gebramchsnnweitsung geliefert
von Firma Sscheid in Biüsren W«etst-f.)

Um den Rianichtsehslwalsben die Missttgelesgentheit in den Ställen,
die sie gerne annehmen, zsugämgsltich zu machen-, ist stets ein Stall-
fenstier untd zwar immer dasselbe ofsen zu halten-. ś '

Zn allen weiteren Ast-isskütnften über Vosgeslschutz nnd ähn-
lichen Fragen ist Osbsesritngenieur P am p e «l-Oe"ls, Eisenbahn-1-
werkstätteimsmh gern bereist-.

Alle Naturfrearnde des Kreis-es werden asusfsgernfeus in der
so wichtigen Ausgatbe des Bosgelschiutzes tatkräftig mitzuarbeiten
Auch werden sie gebeten-, Die heim ische Vogelwelt eifrig- zsn bei-
osbachsten und dass Vorkommen seltener Arten obengenanntem
Herrn mitzuteilen

⸗

 

. O e l s, den« 28. anni 1922.
Knrpfuschereianzeig-en.

In letzter Zeit macht sich sein-e dienstliche Ztuinashme der Knir-
pfsnsehe re ianzeigen in Tageszeit«u:n-gen, Sonstrtiaigkssbslä«tterms, Unter-
haltim-g,s- nnd Fachszeitschrifteu bemerkbar-. Jeh ersuche desshalb
die Ortspolizesibehörden, aus der-artige Amipreissungen besonders
zu achten und in allen Fällen«- in Denen naich Anhörung des
Kreismedizinalrsats die Bsorausssssetztnnigen der Polizei-Verord-
nung vom 23. September 1902 (Am-ts!btlntit 1.902 Seite 295) und
des Ministerialerlasses lvom 7. April 1'903 —- M. 599 II —-
3utreffen, ein .strassresc"l)«tlsichles Ein-schreiten zn veranlassen

L I 4477.

L. l. 4'502" Oel s, den 28. Jsusnsi1-922.
Viehfeuchel ' . ,

_ HUnter dem Schweinebestande des Mnhilenbesitzers Hoffmann
m Wioitssdorf ist Rotlanf ausgebrochen Sperrmaßregeln sind
angeordnet

O e. l s, den 22. Jnni 1922.
Bestätigung.

»Der St«elbe11tbsesitzser Wilhelm Weiß in Medlistz isst zum
Waisen rast der Gemeinde Me-dilitz bestätigt werden-.

L. 1. 2772 '

Oel s, den 26. Inn-i 1922.
Fahndung. -

Der Arbeit-er Wilhelm T rz e w i cf ein-s Löwen, Schur-
gastserstrasze 24·, hat sich seist 15. Juni 19s21 von seiner Ehefrsasu
Anna Trzewich geb. Przybiltla in Löwen entferne, nnD ist seit-
dem verschwunden Er ist am 11. September 1897 zu Lofsen,
Kreis Briseg, geboren-. Haare: blsoinds, Schnnrsrbtark keinen und
ohne besondere Keninzeichen.

Im Ermittselungsfalle ilst Der Polizei-verwaltung in Löwen
i. Schl. Nachricht zu geben-.

L I 4458. «

Der Landrat.

Dr. Unckell

B. Bekanntmachungen anderer Behörden

Oel -s, den 15. Junil 1921.
Bekan-ntinachung.

Betrtfft die Steueraiuffikhst beim StraßenhandeL
Vom 1. Notvsessmsbesr 1921 atb sind folgende Bestintimtmigen

über die Uinstatzsstenerptflicht beim Straxßetithsandel in Geltung
(Siehe ddaizu die Verordnung üiber Die Abänderung der Ans-
füshrungssbestimsnmngen zum Umstastzlstenew-gesetz vom 24. De-
zember 1919 §§ 117——125.) » '

Wer ohne Begründung einer- geweirsbklitchien Niederlassung
oder außerhalb seiner gewerblichen Niederlassung lvon Htaiuss zsu
Haus oder atutf sösftentlischen Wegen, Straßen Plätzen oderl san
ainderen öffentlichen Orten innerhalb einer sselsbkstsätndig von ihm-
ansgeüsbten Tätig-kein Lief-errungen oder sonstige Leistungen gegen
Entgelt au«sf·üihrt, that gemäißi § 32 des Gesetzes in Verbindung
mit § 195 Rseitchsatbtgiatbensordnnng den Eiingkasng Der: Steuer dturch
Anzahtung fischterznstellienk
b f Von der XIVtesrtplsltiehtttutnsgs ein-e Asnzkashlsnnsg zn leisten, ist
e reit: «
1. der Handelt mit Zesitinngen nnd Zeitschriften-, · ·
2. wer asns einem thatrkte im Sinne »der §§ 7s4 Ists. der Reichss-

gteswersbeordsnung tin den Grenzen Der Msrtktiosridinung teil-
nimmt nnd lediglich setllbtsttgewionnene Erzeugnisse der Land-
und Forstwiirttstchklsh des Garten- lnnD Osbsstbsaiues der Ge-
ärmere und Bienenzucht sowie »der Jagd nnd Fischerei feil-
ietete «

Die Anzahliuing sbettrzätgt nacht Wiathl des Stieuesrpflischtsigen
45 alt, 90 #5, 180 am, oder eine höhere, zwischen- Dein Umsskattze
steuer-arm und dem Steuerpfslsischttitgen an vereinbarenden Be-
wog.

Ssie hat bei Antmtetlsdtun des Begsitntns der Tätigkeit nnd bei
dem Beginn jedes Stenerasbqkschtnitttes zu erfolgen

Alls Steneraibtschnitt gilt sdtats Katltendteevierteljahr. .
Das-s Umstajtztstetuevatmt beis "eine diesm« Ulmssastzsstetuerpfilsitchtiigsen

den Emspsfamg der Zaxhlinng dsusrtcht Autshäsnditgung eisnesStraßen-«-
steuerheftes A, Bl, C oder D, je nach der Höhe der Anzalhliung

K. I. 1552.

 

Jn- das Sttraszentsteuerheft hast der Steuerspsliehttige tätglsitcht
na chs Beendigung Dem, Geschiätftssamsütbtung sdie Tages (o!der
Nacht-) Einmnhme («L ofungh eisnzustrtassgem Dabei dürfen sztusr Be-
streitung von Asussgiaiben jesgtlsieher Art unmittelbar ver-wendete
EinnaEhmebeträtge nicht gekürzt werdens bzw. sind der Losung
asuszsuzäthlen

Die Los-ungen- sind täglich zitsn11imenziuzäihlent so dasßs jeder-
zeit feststeht, wie hoch Die Gesamt-summte der Enstsgelte ism bis-
herigen Ve«r«lta«u««fe des Sstesnertaibtsschmittes ist.

Der Lisefcrungsen asnsfiikhrende Steuerpslilchstige khast lferner
asm ertsten Wiesrktagie jede-r Woche die Wtairem meist denen er den
Vsesrsksasuf beginan sowie etwaige Ersgäsnztnngen des Bsetsttamsdess litm
Buche der Verstasnsszeist nach Art nnd Menge tin-der Asngtasbe
einer Lieserfirma einzu.trtatgen.

Jtst an einzelnen Tragen nischst cgeshnndejlt worden, so siist Der"
Grund non-zugeben « '

Der Steuerpslichtige hat das Sstratßenfteuerheft stets bei
sieh zu führen und auf Verlangen der Beamten der Polizei-,
Eisenbahn- und Finasnzbehördsen vsorzuzeigen _

Sobald die Stimme des vereinmtahmten Entgeltts innerhalb
des Ste1useratbtfch1nsittts den Betsrsatg von 3000 all bei Heft As, von
6000 alt bei Hsefttl Bs von 12 000 »l- bei: Heft C, den vereinbarten
der Atuzathiltnngien entsprechenden Betratg thesi Helft D iij·b«ersich.re«irtet,
hatt sich »der SitteUerlpflitchsttitge unverzüigilich non den dem Umsatz«-
steiuerasmst ein Nachtrngshefh gegebenenftaillss ein zweites nnd
weiteres Nachtragsheft gegen Gnrtritchttumsg einer weiteren Ani-
zathlnng Dom jeweils- 45·, 90, 180 alt oder eines höheren Bes-
tsraiges asushiändigen zu sllassfeni

Inner- sztb eine-r Woche nach Schluß des Sstetnerocibtsschinitts
ist dtas Strasßenstejuerheft oder dats letzte Niaichstrtasgishteft dem
Fimsaiuzarmit vorzulegens asuchs wenn der Umtssaitz sismi Sttrnßsentstetueik
hest oder die-in letzten Michttatgtshesft D‘i'e Der dvatfiiir geleisteten An-
ziashlung entsprechende Höhe nicht erreichttt

Der Siteuerdflichittige Bann toäihsrendt eines- laufend-en
Steuer-abschnisttess (RealenlDerDierieI-ju'bvr) sund innerhalb 1 Woche

—
-
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nach Schluß des Sistienertaibsfchnitts iln demjenigen Umsatzsteuer-be-
zirk, i«n dem er sich gerade aiusfhiilt dlLLsi Stmfzenlsteuerheft gegen
ein Namchtrnlglthefl l:llnmitianschleni bzw bei Beginn seine-s neuen
»tL«uiera-bfchuit«te«i eint neu-es StriafzeustLLuerheft gegen :)llb«lie««-fesrnng
ides allten »tr«aszienstenierheftLv o’««.d«Lr letzten Jlachitrlagchheflev au-
fordern. .

5ederleiuerpslb1lcht1giL, der im StrialiethaiiidelBarte um-
setzt, hat ferner ein Einkaufsheftlzu ·i«-—führlen. Einl5111111111111:11 sind-
hier all-e Einkläitfe Lvosn für den« Lierbaiusf vion bestimmten Wlaren
mit dem Datum ihres Eingalngs Luni-er Angabe volni Art, Menge,
Fdöhe des-« Emckialulfspveilses nnd genlauler Bisezeichnsunlg der LileDfer-
Lan"a.

Die Eintnaigunigien silnd Lnsöglichftt beweilslnäiftig 511 gesta«lt«;eLL,
B durch Einlklieben der Quiltlkunigeul oder Vo«r«legLLng des

Buche-s- beilm Lief-erer zwecks persönlicher OLLLt«t«ungc3eLt-eLlLan
LL.-LL.-cl) Art eines PostemlLeferiuingabuichnv

Jede-s Buch iistL während dreier-Fahr-e nach der- letzten Ein--
trngsulnlg LLiu-fzube«wlahren.. .

Es ergeht hiermit· 11111 alle Einwohner des FinaLL-ziLL-iLLt«s«b-e-
511'331, welche diais Hu«LLsi-.erser- bz:.w Walndlerlgewer«be betreiben oder
11111111 alnf ösffenlechen Wiegens Siriaßenf Plsätzeni oder zu LLndereni
bffevllilischlent Orten (M«äsrktien) Lieifersunglenl oder sonstige Leistun-  

sofort im Finanzaimt in Oels, Zeu hausstraße 9, Zimmer 10
persönlich eiLinuldsetr ZquL«d«erha11111lnnlgeni gleglen diese Bestim-
munlgseni werden« glemiäß der §§ 356 ff. nnd 366 der R. A O.
(ä. 1«24 der Atus·f.-B«eteft.z UnL·.-sS-t.-Ges. 1111111111I11111I)I1I'11I) gieiahn«det.

Ein Liebsthsildy welches nicht iaufsgleziogleu sei-u darf, ilst erfor-
derlich

Finathamt.
gez. Dr. Seh 111 tz,, Riegiernlnigsrsat.

S-piahlitz, den 25. Juni 1922.
Bachräumung.

LKlingelbach mit Absichliagigvaben 2-.0 Juli.
2. Kleiner Mühlbach 18. Juli.
3 Knspferhammerbach 14. Juli.

Die Räumung beginnt an jedem Tage früh um 7 U.;hr
es sind kräftige Leute zur Arbeit 511 stellem Den Anordnungen
des die Arbeit iisberwacheniden 53111111w1'j1'1'ge1'3 ist Folge zu leisten.
Ohne feine Genehmigung dürfen die Arbeiter ihre Räumungs-
strecken nicht verlassen Jm übrigen verweise ich auf die Kreis-
bliattverfiiigung vom 14 .Juini 1922 Kreissblatt Nr. 25 betreffen-d
Räumung vosn Gewässern

Der Amtsvorsteher.

 

   

 

gen gegen EMLLtLgielt ausführen, die Asnff-«orider«nnsg·, Strmßerilfteuer- U r·b a n. _
hefte sund Ernsklasnifslhefte fur« dass- zweistles KallendervsLerteljsaihr 1'922 ——————-

-» .-,..,.:.-.::—:«77:i«2s-«".—«.·T-, - .. v1 d- ‘2- "-«"· - Hm a. st. is ü. ewflefil’. M! “1060““ um“ M“

Exil k G 1' M L« IäWQ!‘ au Ing münchen
llillllllllllllllllllilllll1Illlllllllllllllllliilllllllllllllllillllllllllllllliklllllllllllllllllllllllllll lilllllllllLlllllllllllllllllllllllllllllllllllllll«lllllllllllllll« .«....I.Z:llll. lli «"« """"""""""pill'llllllillll:.."' ...lllll· Eillllllll : "3

Ilian « « Aliassmglss .
Ist-IMM- 111|?qu
flüladcr zum Hoch -u. Längs-

zum Abladen ganzer Transport. _‚ -
-‚ F inm 1. -« uvermeyersö Wiemann»

l Uhren auf e a WITH-» i auf! Wätmste Zur Nachbehandlung « .

H“ g: getan-gut?!“ Klinge-zu egpfehäz
.:,.« - s- " ' uhabenina en vo e11, cost
- EI s'mefi‘helis- _ m Parfumerieih -

fluizug wunde «
mit Greifer z. partie= Sofort liefeibar!

Angebot-e kostenlos.

weisem Abladen von

Heu und Getreide 
3:13:44: Vertretung für Schlesien: ::- : ·

Ingenieur P. Meerbuiz, IPSHIIII 8
Ohlauer Stadtgraben 221.. Telephon Rlllg (5450)-

‑.7..2\‑.I5..‑;‑;:.ź‑Z2;)‑é‑;žż « « 2 '-'-.-. :=.1.""” --—-«I«ssf««s-"·« Y« « « .. «

 

 

BLLLLLLLLLLLLe «
3111151139111Ümrgtiänunbu chi einen
ern g orungge eL wer

Sprechstnnden in Breglau Auskäufer

botel (©ermania, oder Lieferanten
am 55111mtbabnbof. von weißen Weiden unter bedeutendem Gewinnanteil.

“31.1?.Zgääf‘ägäb‘ Angebote unter Z. Nr. 100 an die ,,Lokomotive«.
Spezialarzt fiir Brrlchleiden - 
 

llLLLL Meißen meyrl Reißmcul
Ueberraschend wirksam gegen Rbeumatigmus Nach
einmaliger Anwendung Erfolge. Von der Medizinalss
letcilungb.ebem.21310111).Rricgsminiitetiums erprobt.

Erhältlich in allen Apotheken
Versanddepot VreslaLL, Apotheke Schmeidnitzerftraße

cke HummeLeL)
 

:;7.. 'P". '‚"-1‚'„.11,⸗ 1.

nillllohnunllnctunnn
menschliche Küche-L
sowie Ergänznnasftiicke
reell und preiswert bei

Richard Glump, Tischlermeister,
Hundsfeld, Görlitzerftr.

  

 Teiliahlung gestattet.

 


